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Prozessbevollmächtigte:

Beklagte

Rechtsanwälte Tigges, Zollhof 8, 40221

Düsseldorf,

hat die 32. Zivilkammer des Landgerichts Köln

auf die mündliche Verhandlung vom 06 05:2015

durch den Richter Dr. Käufl als Einzelrichter

für Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurtei l t ,  an die Klägerin EUR 28'376'40 nebst

Zinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz selt

dem 7. SePtember 2013 zu zahlen'

wird verurtei l t ,  an die Klägerin vorgerichtl iche

Höhe von EUR 10,00  zu  zah len .
Die Beklagte

Mahnkosten in
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Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.

Das Urtei l  ist vorläufig vol lstreckbar gegen S icherheits leistu ng in

Höhe von 1 10% des jeweils zu vol lstreckenden Betrages'

Tatbestand:

Die Klägerin vermietet sog. Monteur-Wohnungen.

Am 14.8.2013 führte der GeschäftsfÜhrer der Klägerin ern Telefonat mit einer

Auszubildenden der Beklagten, der Zeugin Ib Diese erkundigte sich nach

zimmern bei der Klägerin im August und september 2013. Der genaue lnhalt des

Telefo ngesprächs ist streit ig. Bei dem Telefonat war auf Seiten der Zeugin lr

der Zeuge EtFr anwesend, der das Gespräch über den eingeschalteten

Lautsprecher mithören konnte. Es wurden sodann vier Zimmer für zwölf Personen

vom 20.08.2013 bis zum 23.09.2013 sowie weitere vier Zimmer fÜr weitere zwÖlf

personen vom 21.08.2013 bis zum 23.09.2013 reserviert.  Die Zimmer befanden sich

in Wohnungen in Wesseling, Köln-Porz und Bornheim Es wurde vereinbart,  dass die

Zahlung bei Einzug erfolgen sol le und zwar i .H.v. 480'00 EUR pro Person und

Monat. was 16,00 EUR pro Person und Nacht entspricht. Zusätzl ich wurde ern

zimmer für zwei Personen vom 20.08.2013 bis zum 23.09.2013 reserviert.  HierfÜr

wurde ein Preis von 23,00 EUR pro Person und Nacht vereinbart

Die Klägerin bestät igte die Reservierung mit Telefax vom 14 8 2013 (Anl Kl B 1 '

AH). Die Zeugin Kirchner entdeckte sodann einen Tippfehler in der Bestät igung a- '

den sie den Geschäftsführer der Klägerin aufmerksam machte. Mit E-Ma rc-

15.8.2013 übersandte dieser der Beklagten daraufhin eine korr igierte Rechnung -nc

Auftragsbestät igung, welche die Zeugin - mit den Worten ,,Ja, es ist al es r

Ordnung." bestät igte (Anl. K2, Bl.  3 f f  AH),

Bei Mietbeginn erschienen weniger Personen als angekündigt waren D e

erschienenen Personen waren nicht bereit ,  den Betrag zu zahlen, der von dem

Zeugen -, der die Wohnungen im Auftrag der Klägerin übergeben sol:e

gefordert wurde. Die Wohnungen wurden in der Folge durch die lr i ieter r ch:

Dezogen.
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Mit Schreiben vom 23.08.20'13 äußerte die Beklagte gegenüber der Klägerin, dass

zwischen den Parteien kein Vertrag zustande gekommen sei (Anl. 82, Bl.  B AH).

Unter dem 29.08.2013 übersandte die Klägerin der Beklagten eine Rechnung über

die Miete der Wohnungen zum Preis von 30,00 EUR pro Person und Tag. Die

Rechnung beläuft sich auf brutto 28.376,40 EUR (Anl. K3, Bl.  7 AH). Diese Summe

wird mit der vorl iegenden Klage geltend gemacht.

Die Klägerin behauptet, es sei vereinbart worden, dass der Zimmerpreis 30,00 EUR

pro Person und Tag betrage, wenn eine Zahlung bei Einzug nicht erfolge.

Die Klägerin beantragt,

1. die Beklagte zu verurtei len, an sie 28.376,40 EUR nebst Zinsen i .H.v. B

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit  dem 7. September 2013 zu

zah len ,

2. die Beklagte zu verurtei len, an sie vorgerichtl iche Mahnkosten i .H.v.

10,00 EUR zu zahlen

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Ansicht, sie sei nicht Vertragspartner der Klägerin geworden S e

habe die M ietverhältn isse ledigl ich vermittelt .  Hierzu behauptet sie, auf ihrer Seite

habe keine vertretungsberechtigte Person gehandelt.  Die Zeugin l l  sei von

der Beklagten ledigl ich beauftragt worden, für Subunternehmer nach

Wohnunterkünften zu suchen und diese zu vermitteln. Dies habe sie dem

Geschäftsführer der Klägerin bei dem Telefonat am 14.8.2013 mehrfach mitgetei l t

Sie habe dem Geschäftsführer der Klägerin gegenüber auch geäußert,  dass der

Zeuge Ungebauer anwesend gewesen sei und habe mtthören können. Da dte

Tätigkeit der Beklagten ledigl ich auf eine Vermitt lung abgezielt  habe, sei das Telefax

vom 14.08.2013 nicht als Angebot im Rechtssinne verstanden worden und nac:

Auffassung der Beklagten auch nicht als solches anzusehen.

Die Beklagte behauptet, derZeuge Schelski habe den am21 B 2013 angererster. r : .
Subunternehmern der Beklagten den Zugang zu den Wohnungen untersagt. Er hab3
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eine Miete von 600,00 EUR pro p"rron'rna l i lonat zuzügtich einer Kaution von

150,00 EUR je Person verlangt. Die rest l ichen Subunternehmer hätten nun nicht

mehr in die vorgeschlagenen Unterkünfte einziehen wollen.

Die ursprünglich von der Beklagten erhobene Zuständ ig keitsrüge ist nicht weiter

aufrechterhalten worden.

Das Gericht hat Beweis erhoben gemäß Beschluss vom 26.3.2014 durch

Vernehmung der Zeugen Kirchner und Ungebauer und gemäß Beschluss vom

810.2014 durch Vernehmung der Zeugen E DFund ilf.

Hinsichi l ich der Ergebnisse der Beweisaufnahmen wird auf die Sitzu ngsprotokol le

(Bl. 89 ff .  GA, Bl. 132 ff .  GA) Bezug genommen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheid ungsgründe:

Die Klage ist zulässig und begründet.

Die Klage ist zulässig. lnsbesondere ist das Landgericht Köln sachtich gemäß gg 23.

71 GVG und ört l ich gemäß S 29a Abs. 1 ZPO für die Klage bezüglrch der

Wohnungen in Wesseling und Köln-Porz zuständig. Für die Klage bezüglich der

Wohnungen in Bornheim ergibt sich die ört l iche Zuständigkeit des Landgerichts Kö1n

aus S 39 ZPO. Die Beklagte hat mündlich zur Hauptsache verhandelt,  nachdem sie

zuvor auf Hinweis des Gerichts ausdrückl ich erklärte, die ursprünglich erhobene

Zuständigkeitsrüge nicht aufrechtzuerhalten, Es bedurfte daher keiner Abtrennung

des Rechtsstreits an das ansonsten ört l ich zuständige Landgericht Bon n.

S 29a Abs. 1 ZPO f indet Anwendung. Die Anwendung ist nicht nach g 29a Abs 2

ZPO ausgeschlossen. Dies wäre der Fal l  wenn es sich bei den genannten

Wohnungen um Wohnraum im Sinne von S 549 Abs. 2 Nr. 1 BGB handelt.  Darunter

lällt zwar auch die Vermietung für ein vorübergehendes Arbeitsverhä ltn is (vgl

Musielak-Heinrich, ZPO, 10. Aufl .  2013, g 29a Rn 5). Wohnraum in diesem Sinne ist
jedoch nicht gegeben, wenn der Raum nach dem Vertrag vom Mieter nicht selbst
zum Wohnen genutzt, sondern - auch zum Wohnen - weitervermjetet werden so

Da es sich bei der Frage, wer Vertragspartner geworden ist,  um eine so genanlie

doppelrelevante Tatsache handelt,  die auch für die Begründetheit von Bedeutung ist
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genügt für die Zulässigkeitsprüfung im Rahmen von $ 29a Abs. I  ZPO der -

gegebene - schlüssige Vortrag der Klägerin.

Die Klage ist begründet.

Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zahlung von 28 376,40 EUR

gem. $ 535 Abs. 2 BGB.

Zwischen den Parteien ist ein Mietvertrag zu Stande gekommen. Die Klägerin wurde

dabei durch ihren Geschäftsführer gemäß $ 35 GmbHG vertreten, die Vertretung der

Beklagten erfolgte durch die Zeugin -fr.

Die Parteien haben sich im Rahmen des E-Mail  Verkehrs am 15.8,2013 Über den

Abschluss eines Mietvertrages geeinigt.  Ob bereits vor dem 14.8.2013 ein Telefonat

stattgefunden hat, wie vom Geschäftsführer der Klägerin im Rahmen seiner

Anhörung gemäß S 141 ZPO erklärt,  ist letzt l ich ohne Relevanz. Denn jedenfal ls die

Buchung erfolgte am 14.8.2013 mit der Korrektur im Rahmen des E-Mail  Verkehrs

vom 1  5 .8 .201 3 .

Die Zeugin FII hatte zwar gemäß ihrer eigenen glaubhaften Bekundung keine

rechtsgeschäftlich erteilte Vertretungsmacht. Nach Auffassung des Gerichts haftet

die Beklagte jedoch nach den Grundsätzen der Anscheinsvol lmacht.

Eine Anscheinsvol lmacht ist gegeben, wenn der Vertragspartner nach Treu und

Glauben annehmen durfte, der Vertretene dulde und bi l l ige das Handeln des

Vertreters und wenn der Vertretene das Handeln des Scheinvertreters nicht kennt, es

aber bei pf l ichtgemäßer Sorgfalt  hätte erkennen und verhindern können.

Umstände, welche einen die Beklagte bindenden Rechtsschein begrÜndend, slnd in

hinreichendem Umfang vorhanden. Zunächst stel l te die Zeugin - nach

eigener glaubhafter Bekundung nicht dar, dass sie noch Auszubildende war. was

beim Geschäftsführer der Klägerin Anlass zu Zweifeln an einer Vertretungsmacht

hätte auslösen müssen. Die Zeugin l l lverhandelte mit dem Geschäftsrure'

der Beklagten über den Preis, die Zah lungsmodali täten, den Arbeitsort und die Daue'

des Aufenthaltes, was die Zeugin detai lreich und lebensnah und in ÜbereinstimrnLrng

mit der Schi lderung des Geschäftsführers der Klägerin im Rahmen seiner Pa(e

Anhörung bekundete. Die Zeugin korr igierte das erste Angebot des Geschäftsfuh'e's

der Klägerin vom 14.8.2013 und bestät igte das geänderte Angebot mit den VJoden

,,Ja, es ist al les in Ordnung." Die E-Mail

E-Mail-Adresse der Zeugin

denz l ief über die person che

be i  der  Bek  ag ten

Korrespon

rD
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G . . N a c h d e r G e s a m t h e i t d i e S e r U m s t ä n d e i s t e i n
hinreichender Rechtsscheintatbestand gegeben und konnte der Geschäftsführer der
Klägerin das Auftreten der Zeugin nur so verstehen, dass diese vertretunosmacht für
die Beklagte besaß.

Der gesetzte Rechtsschein ist ntcht durch das Schreiben
23.8.2013 aufgehoben worden, da ein erzeugter Rechtsschein
die Zukunft,  ntcht aber rückwirkend beseit igt werden kann.
Der Rechtsschein ist der Beklagten auch zurechenbar, sie hätte das Handeln der
zeugin r l l  bei pf l ichtgemäßer sorgfalt  hätte erkennen und verhrndern können.
Das Vertrauen auf einen Rechtsscheintatbesta nd wird grundsätzl ich geschützt. Es
obliegt daher dem vertretenen, die mangelnde Zu rechen ba rkeit ,  also das Fehlen der
Kenntnis bzw. des Kennenmüssens der umstände, die den Rechtsschein
begründenden, darzulegen und gegebenenfal ls zu beweisen (MüKo-BGB-schramm.

6 Aufl  2012, g 167 Rn. 64). Die Bekragte hat aber keine umstände dargetan, die die
Zurechenbarkeit des Rechtsscheins ausschl ießen würden.

Die Zeugin I hat auch eine eigene wil lenserklä ru ng abgegeben. Aufgrund der
bereits ausgeführten Gesamtumstände war die Erklärung der zeugin E ,,Ja, es
st al les in ordnung" nach dem insoweit maßgeblichen Empfänge rhorizont eines
objektven Beobachters gemäß gg 133, 157 BGB dahingehend zu verstehen, dass
das veränderte Angebot der Kräge.n angenommen werden sofl te. Da der
Geschäflsführer der Klägerin von einer Vertretungsmacht der Zeugin ausgehen
durfte, hatte er keinen Anlass, die Erklärung der Zeugin ledigl ich als Bestät igung der
Datumskorrektur zu verstehen.

Die Zeugin | t}  handelte im Namen der Beklagten. Es l iegt ein so genanntes
unternehmensbezogenes Geschäft vor, bei welchem der wil le der Betei l igten im
Zweifel dahin geht, dass der Inhaber des unternehmens Vertragspartner werden sol l .
Der Wil le, im Namen des Unternehmens, also der Beklagten, zu handeln, war
hinreichend erkennbar, da die Zeugin lkt ihre geschäft l iche E-Mail-Adresse
verwendete.

Die Zeugin l-  handelte nicht im Namen der subunternehmer, welche die
wohnungen beziehen solten. Die Beweislast hinsichflich eines vertrete rgesch äfls
l iegt bei der Bekragten, da diese ein vertretergeschäft mit wirkung für die
subunternehmer behauptet (vgr. pa ra ndfE i len berger, 74. Aufrage 2015, g 164 Rn
18). Die Nichterweisrichkeit eines Handerns im Namen der subunternehmer lv rxt
sich damit zulasten der Beklagten aus.

der Beklagten vom

nur mrt Wirkung für

I



Die Beklagte hat den B"*ui. ,  das. '  Oi" Zeugin l l f  im Namen der
Subunternehmer handelte. n icht geführt.

Nach dem gesamten lnhalt der mündlichen Verhandlung und dem Ergebnis der
Beweisaufnahme steht es nicht in dem gemäß $ 286 zpo erforderl ichen Maße zur
uberzeugung des Gerichts fest, dass die Zeugin r l  in dem Terefonat am
14.8.2013 deutl ich machte, nur als Vermil erin für die subunternehmer zu handeln.
Eine Behauptung ist erst dann bewiesen, wenn das Gericht von seiner wahrheit
überzeugt ist,  ohne dabei unerfül lbare Anforderungen zu stel len. Hierfür genügt, da
eine absolute Gewissheit nicht zu erreichen und jede Möglichkeit des Gegentei ls
nicht auszuschl ießen ist,  ein für das praktische Leben brauchbarer Grad an
Gewissheit,  ein für einen vernünft igen, die Lebensverhä l ln isse klar überschauenden
Menschen so hoher Grad an wah rschein l ichkeit,  dass er den Zweifeln schweigen
gebietet, ohne sie vol lständig auszuschl ießen (BGH, NJW 2000, 953).
Diesen erforderl ichen Grad an Gewissheit konnte sich das Gericht nicht bi lden. Zwar
hat die Zeugin []r  bekundet, dass die Beklagte wohnungen bzw unterkünfte
für ihre Subunternehmer suche und dass sie ledigl ich als Vermitf ler in tät ig sei.  Dieser
Aussage stehen indes die Bekundungen des Gesch äftsführers der Klägerin, dre
dieser im Rahmen seiner Parteianhörung tät igte, entgegen. Dreser erklärte, er sei
davon ausgegangen, dass die Beklagte Vertragspartner würde. Die Zeugin f-
habe ,,mit keinem Pieps eruuähnt", das nicht die Beklagte, sondern d e
S ubunterneh mer Vertragspartner werden sollten.
Zwar ist die Aussage der Zeugin * glaubhaft.  Sie ist in sich st immig und frei
von widersprüchen. Dies gi l t  jedoch ebenso für die schi lderung des
Geschäftsführers der Klägerin. Das Eigeninteresse des Geschäftsführers am
Ausgang des Rechtsstreits steht dem nicht entgegen. Denn dieser hat
nachvollziehbar dargestel l t ,  dass es für ihn wichtig sei,  wer vertragspartner werde. Er
würde keine verträge mit Personen abschl ießen, deren Namen er noch nicht einmal
kenne. Dies erscheint im Hinbl ick auf den nicht unerheblichen f inanziel ien umfanq
der Geschäfte plausibel.

Die schi lderung des Geschäflsfüh rers der Klägerin ist indes mit der Bekundung der
zeugin l l l r  nicht in Einklang zu bringen. Es gibt keine Anhaltspunkte, warum der
Aussage der Zeugin t mehr Glauben geschenkt werden könnte ars den
Angaben des Geschäftsführers der Krägerin. Das unkrare Ergebnis der
Beweisaufnahme geht zurasten der insoweit darregungs- und bev/e is be ra steten
Beklagten.



Der Zeuge ungebauer war zum ,nn.,,  03. Terefongesprächs nicht zu vernehmen.
Der Aussage würde ein verwertungsverbot entgegenstehen, da der Geschäftsführer
der Krägerin dadurch in seinem aflgemeinen persön richkeitsrecht gemäß Art. 2 Abs.'1 i.V.m. Art. 1 Abs. .l GG verletzt würde,

Das von Art.  2 Abs, 1 i .V.m, Art.  1 Abs. 1GG erfasste al lgemeine
Persönrichkeitsrecht schützt unter anderem auch das Recht am gesprochenen wort.
Dieses entspricht einem Grundbedürfnis für die sicherung des Eigenwertes der
Persönrichkeit und ihrer freien Entfaltung in der Kommunikation mit dem anderen.
Dazu gehört auch die Befugnis, serbst zu bestimmen, ob der Kom mu n ikationsin ha rr
einzig dem Gesprächspartner oder auch weiteren personen zugängrich sein sorr
(BGH, NJW 2003' 1727,1728 m.w.N.), Dieses Serbstbesrrmm u ngsrecht f indet einen
Ausdruck in der Befugnis jeder person, serbst und atein zu entscheiden, ob ihr wort,
der Inhart der Kommunikation mit einer anderen person, weiteren personen
zugängrich sein sofl .  schutz besteht davor, dass ein Kommunikationspadner ohne
Kenntnis des anderen eine dri t te person ars Zuhörer in das Gespräch mit einbezieht
was bei der Nutzung einer Mithöreinrichtung, die ein Gespfächsteirnehmer einem
nicht an dem Gespräch beteirigten Dritten bereitstelrt, der Fail ist (BVerfG, NJW 2002
3 6 1 9 . 3 6 2 1 )

Der Geschäftsführer der Krägerin hatte sein seibstbestimm ungs recht über die
Adressierung des Gesprächs ausgeübt. seine Kommunikation war nicht an einen
unbestimmten personenkreis, sondern an die Zeugin Kirchner gerichtet, um mit ihr
wesenfliche Dinge hinsichflich des Inharts des gegenständrichen Mietvertrages zu
krären, nämrich Dauer, Anzahr der personen, preis und Zahlungsmoda ri täten. Die
zeugin l- teirte dem Geschäftsführer der Krägerin nicht mit, dass deren
Telefonat vom Zeugen ungebauer mitgehört wurde. Hiervon rst das Gericht aufgrund
der Aussage der Zeugin f lr ,  die insoweit mtt den Erklärungen des
Geschäftsführers der Klägerin übereinstimmt, überzeugt.
Eine Einwit igung des Geschäftsführers der Krägerin in das Mrthören, bei deren
vorliegen der schutzbereich des gesprochenen wortes nicht beeinträchtigt wäre,
Iiegt nicht vor' Ausdrückrich wurde eine Einwiiligung unstreitig nicht erkiärt. Auch eine
der Einwi[ igung teirweise greichgestei l te posit ive Kenntnis (vgr. BAG, NJW 2010,
104) des Geschäftsführers der Klägerin liegt gerade nicht vor.
Auch von einer stirschwe igenden Einwirigung des Geschäflsführers der Klägerin
kann nicht ausgegangen werden. soweit reire der Rechtsprechung und Literatur die
Auffassung vertreten, im geschäftr ichen Bereich sei bei terefonischer Absprache
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vertragl icher Einzelheiten regelmäßig von einer mutmaßlichen Einwil l igung in das

Mithören von zuständigen Mitarbeitern an laut gestel l ten Telefonapparaten

auszugehen, auch wenn der Gesprächspartner nicht auf das Lautschalten

hingewiesen worden sei (OLG Jena, MDR 2006, 533; Zöl ler-Greger, 30. Aufl .  2014, $

286 Rn. ' l5b), ist dem nicht zu folgen. Diese Auffassung trägt dem Unterschied

zwischen dem Schutz der Privatsphäre, der ebenfal ls Bestandtei l  des al lgemeinen

Persönlichkeitsrechts ist,  und dem Recht am gesprochenen Wort nicht hinreichend

Rechnung. Die Privatsphäre schützt sowohl in thematischer als auch in räumlicher

Hinsicht den Sprecher im privaten, also gerade nicht im geschäft l ichen Bereich. Der

Schutz des Rechts am gesprochenen Wort hingegen ist nicht auf bestimmte Inhalte

und Ört l ichkeiten begrenzt, sondern bezieht sich al lein auf die Selbstbestimmung

über die unmittelbare Zugänglichkeit der Kommunikation, also auch über die

Kommunikationstei lhabe einer dri t ten Person. Der Schutz des Rechts am

gesprochenen Wort hängt weder davon ab, ob es sich bei den ausgetauschten

Informationen um personale Komm u nikationsin halte oder gar besonders

persön l ichkeitssensible Daten handelt,  noch kommt es auf die Vereinbarung einer

besonderen Vertraul ichkeit des Gesprächs an (BVerfG, NJW 2002, 3619,3621 f. ;

BGH, NJW 2003, 1727 , 1728). Die weit reichende Annahme einer mutmaßlichen

Einwil l igung wegen fehlender Vertraul ichkeit des Gesprächs im geschäft lrchen

Bereich würde der Bedeutung des Rechts am gesprochenen Wort, die in der

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unter Hervorhebung des

Unterschiedes zwischen Privatsphäre und Recht am gesprochenen Wort, besonders

betont wird, konterkarieren (Ahrens, Der Beweis im Zivilprozess, 2015, Kap.6 V. Rn

42).

Der Eingri f f  in das Persön l ich keitsrecht des Geschäftsführers der Klägerin wäre nicht

gerechtfert igt.  Zwar ist das al lgemeine Persönlichkeitsrecht außerhalb eines - hier

erkennbar nicht berührten - unantastbaren Kernbereichs privater Lebe nsgesta l tu ng

nicht vorbehalt los gewährleistet.  Nach Art.  2 Abs. 1 GG wird auch das Recht am

eigenen Wort durch die verfassungsmä ßige Ordnung beschränkt. Hierzu gehören als

Ausprägung des unter anderem in Art.  20 Abs. 3 GG verankerten

Rechtsstaatsprinzips die Gewährleistung einer fu n kt io n stüchtigen Rechtspflege und

das Streben nach einer materiel l  r icht igen Entscheidung (BVerfG, NJW 2002, 3619:

BGH, NJW 2003, 1727 , 1728). Ob eine Beweisaufnahme durch Vernehmung eines

Zeugen über ein von ihm heimlich mitgehörtes Telefongespräch zulässig ist,  r ichtet

sich nach dem Ergebnis der Abwägung zwischen dem gegen die Veruvertung

streitenden al lgemeinen Persön l ich keitsrech t auf der einen und einem für die
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Verwertung sprechenden rechtlich geschützten Interessen auf der anderen Seite

(BGH, NJW 2003, 1727, 1728).

Diese Abwägung fäl l t  zu Gunsten des al lgemeinen Persönlichkeitsrechts des

Geschäftsführers der Klägerin aus.

Dabei ist angesichts der Bedeutung des Rechts am gesprochenen Wort für die

einzelne Person zunächst von einem hohen Gewicht dieses Rechts auszugehen.

Dem Interesse an einer fu n ktionstüchtigen (Zivil-) Rechtspflege kommt

demgegenüber nicht von vornherein ein gleiches oder gar höheres Gewicht zu. Dies

ist vielmehr nur dann der Fal l ,  wenn weitere Gesichtspunkte hinzutreten, die das

Interesse an der Beweiserhebung trotz der Verletzung des Persön lich kettsrechts als

schutzbedürft ig erscheinen lassen (BGH, NJW 2003, 1727, 1728; Zöl ler-Greger, $

286 Rn. 15b). Dies kann beispielsweise zur Aufklärung schwerer Straftaten oder in

notvveh rä h n l ichen Situationen der Fal l  sein. Das al lgemeine Beweisinteresse als

solches genügt nicht. Auf ein solches al lgemeines Beweisinteresse bezieht sich die

Beklagte jedoch. Die Beklagte war zudem zum Beweis der Frage, welchen Inhalt das

Telefongespräch am 14.8.2013 hatte, auf die Aussage des Zeugen Ungebauer nicht

zwingend angewiesen. Als Beweismittel hierfür stand die Aussage der Zeug n

Krrchner zur Verfügung. lnsoweit hat das Gericht auch Beweis erhoben. lm Ubrigen

wäre es der Beklagten im Rahmen schrif t l icher Korrespondenz mit Vermietern von

Monteur-Wohnungen ohne weiteres möglich, darauf hinzuweisen, dass sie nur als

Vermitt ler in tät ig sein möchte und die Mietverträge im Namen der Subunternehmer

geschlossen werden sol len. Dies gi l t  insbesondere vor dem Hintergrund erner

ausdrückl ich an die Beklagte adressierte Auftragsbestät igu ng bzw. Rechnung, die es

nahelegt, dass der Adressat auch als Vertragspartner angesehen wird. Wenn die

Beklagte dies versäumt hat, vermag das die Verschaffung eines Beweismittels unter

Verletzung des Persön l ichkeitsrechts des Geschäftsführers der Klägerin nicht zu

rechtfert igen. Der Geschäftsführer der Klägerin hat der Beklagten auch im Ubrigen

keinerlei Anlass dazu gegeben, sich ein unzulässiges Beweismittel zu verschaffen.

lnhalt l ich haben sich die Parteien im Hinbl ick auf die zu entr ichtende Miete wie aus

der konigierten Rechnung und Aufiragsbestät igung vom '1 5.8.2013 (Anl. K2, Bl,4

AH) ersichtl ich geeinigt.  Dies entspricht bei Zahlung bei Einzug einem Preis von

480,00 EUR pro Person und Monat, heruntergerech n et auf einen Tag entspricht dies

einem Betrag von 16,00 EUR pro Person. Hinzu kommt die MehMertsteuer vor'  7 r":

Nach Auffassung des Gerichts sind die wechselseit  gen Wil lenserklärungen inha I cl^

dahingehend auszulegen, dass ein Preis von 30.00 EUR pro Persor J^r 
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nicht mehr aufklärbaren - Frage, ob dieser Bekag im Rahmen des Telefongesprächs

zwischen dem Geschäftsführer der Klägerin und der Zeugin - erörtert wurde.

Denn sowohl das Schreiben der Klägerin vom '14.8.2013, als auch die korr igierte

Rechnung und Auftragsbestät igung vom 15.8,2013 enthielt  den Passus ,,Sonderpreis

statt 30 EUR pro Mann und Tag wegen Zahlung bei Einzug". Die gewechselten

Wil lenserklärungen bezogen sich ersichtl ich auf den Inhalt dieser Schreiben. Nach

den übereinstimmenden und glaubhaften Bekundungen der Zeugin Kirchner und des

Geschäftsführers der Klägerin wurde der Sonderpreis telefonisch ausgehandelt.  Der

Zusatz,,Sonderpreis statt 30 EUR pro Mann und Tag wegen Zahlung bei Einzug"

kann daher von einem vernünft igen Empfänger nur dahingehend verstanden werden,

dass ein Tagespreis von 30,00 EUR pro Person anfal len sol l ,  wenn eine Zahlung bei

Einzug nicht erfolgt.  Die Aufnahme des Zusatzes ,,Sonderpreis (, , .  )  wegen Zahlung

bei Einzug" wäre ansonsten irberf lüssig.

Der in der Rechnung vom 29.8.2013 zugrunde gelegte Gesamtbetrag ist damit

berechtigt.

Der Anspruch der Klägerin auf Zahlung dieses Betrages ist auch nicht deshalb

(tei lweise) ausgeschlossen, weil  der für die Klägerin tät ige Zeuge tr l  den

Subunternehmern den Zugang zu den Wohnungen verweigert hätte. Ein solches

Verhalten des Zeugen - lag zur Überzeugung des Gerichts nicht vor.

Insowejt hat die Beweisaufnahme ergeben, dass der Zeuge Schelski von den bereits

anwesenden Subunternehmern den vertragl ich vereinbarten Preis verlangte. Dre

Zeugen l-F..#lifttd lf schilderten lebensnah, detailreich und im

Kernbereich übereinstimmend, dass der Zeuge feinen Betrag von ca. 17,00

EUR pro Person und Nacht verlangte. Dies entspricht dem vereinbarten Betrag von

16,00 EUR. Zuzüglich Mehrwertsteuer uon 7 0k ergibt dies einen Betrag von 17 ,12

EUR pro Person und Nacht. Dass die 16,00 EUR sich als Nettobetrag verstanden,

ergibt sich wiederum daraus, dass die Erklärungen der Vertragsparteien sich auf die

Rech nungen/Auftragsbestät ig ungen der Klägerin bezogen und diese die

entsprechende Mehrwertsteuer gesondert zusätzl ich ausweisen.

Die Subunternehmer waren nicht bereit ,  diesen Preis zu zahlen, da sie von einem

Preis in der Größenordnung von 12,00-13,00 EUR ausgingen, der aber - unstreit ig -

nicht Gegenstand der Absprache zwrschen den Parteien war. Auch vrar der von den

Zeugen geschi lderte Umstand, dass diese zunächst zum Probea.beite'

Deutschland waren und sich erst nach einigen Tagen herausstelel sc l te c! s e

überhaupt die gesamte vorgesehene Zeit in Deutschland bleiben sol l ten unst.e I  c

nicht Gegenstand der Absprache zwischen den Parteien.
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Da die Subunternehmer, wie die Zeugen wiederum übereinstimmend und glaubhaft

bekundet haben, nicht bereit  waren, den geforderten Betrag zu bezahlen, haben sie

die Wohnungen freiwi l l ig nicht bezogen bzw. wieder verlassen.

Der Zeuge E hat auch von den Subunternehmern nicht, wie von der Beklagten

behauptet, eine vertraglich nicht vereinbarte Kaution verlangt. Die Zeugen

ry und lJi  haben hierzu nichts bekundet, der Zeuge Schelski konnte

glaubhaft ausschl ießen, dass dies der Fal l  gewesen ist.

Der Anspruch ist auch nicht nach Treu und Glauben ausgeschlossen oder gemindert.

Die Klägerin traf keine Schadensminderungsobliegenheit,  da sie keinen Schaden

erl i t t ,  sondern einen Primäranspruch, der auf Zahlung gerichtet ist,  geltend macht. Da

eine vertragl iche Vereinbarung bestand, war sie nicht gehalten, die Unterkünfte

innerhalb der streitgegenständlichen Zei l  anderweit ig zu vermieten oder

entsprechende Bemühungen im Prozess vorzutragen.

Der Zinsanspruch ist gem. $$ 286 Abs. 2 Nr. 1, 288 BGB begründet.

Der Anspruch auf Ersatz der vorgerichtl ichen Mahnkosten i .H.v. 10,00 EUR ist

gemäß $ 2BB Abs. 5 BGB begründet.

Die Kosten entscheidung beruht auf $ 91 Abs. ' l  ZPO, der Ausspruch zur vorläufigen

Vollstreckbarkeit auf $ 709 S. 1 und S. 2 ZPO.

Der Streitwert wird auf 28.376,40 EUR festgesetzt.

Dr. Käufl

als Einzelr ichter


